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Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ 

Beschlussentwurf: 
Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 
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Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 

A) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß 
§ 13 a Abs. 3 Nr. 2 BauGB Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der 
Gesamtabwägung zu entscheiden sind. 

A 1.01 Einwender 1 
Hier: Schreiben vom 03.08.2017 
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Beschlussentwurf zu A1.01:

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
A 1.01 wie folgt zu entscheiden:

Zu 1. Abstandserlass NRW 2007 
Gemäß des Trennungsgrundsatzes nach Bundes-Immissionsschutzgesetz (§ 50 BImSchG) sind die für bestimm-
te Nutzungen vorgesehenen Flächen so einander zuzuordnen, das schädliche Umwelteinwirkungen auf beson-
ders schutzbedürftige Gebiete, wie beispielsweise Wohngebiete „so weit wie möglich“ vermieden werden. 
Die Gliederung des Gewerbe- und Industriegebietes „Wolbersacker“ auf der Grundlage des Abstandserlasses 
NRW 2007 (Abstände zwischen Industrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitpla-
nung und sonstige für den Immissionsschutz bedeutsame Abstände (Abstandserlass) dient in diesem Sinne der 
Feinsteuerung zulässiger Nutzungen vor dem Hintergrund des vorbeugenden Immissionsschutzes. Es handelt 
sich hierbei um eine typisierende Betrachtung, eine Differenzierung in einzelne Anlagen innerhalb einer Klasse ist 
im Abstandserlass nicht vorgesehen.  
Der Ausschluss der Abstandsklassen I bis einschließlich III im Industriegebiet und der Abstandsklassen I bis 
einschließlich IV bzw. teilweise bis einschließlich V im Gewerbegebiet im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 
„Wolbersacker“ beruht auf dem o.g. Trennungsgrundsatz und richtet sich nach den Abständen zu den vorhande-
nen Wohngebieten. Das Zulassen anderer Abstandsklassen oder einzelner Anlagen, die generell größere Ab-
stände erfordern, würde diesem Trennungsgrundsatz widersprechen. 
Es besteht jedoch die Ausnahmemöglichkeit nach § 31 Abs. 1 BauGB.  
Eine solche Öffnungsklausel wurde in den Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ aufgenommen. So 
können im Einzelfall unter bestimmten Voraussetzungen Anlagenarten der zuvor ausgeschlossenen Abstands-
klassen zugelassen werden, wenn nachgewiesen wird, dass deren Emissionen durch dauerhafte Maßnahmen 
soweit begrenzt werden, dass schädliche Auswirkungen auf die schutzbedürftige Bebauung dauerhaft vermieden 
werden (Atypik - Nachweis).  
So kann auch im Zuge des nachgeordneten Genehmigungsverfahrens geprüft werden, ob für die vom Einwender 
genannte Anlage dieser Nachweis erbracht werden kann und die Anlage bzgl. dieser Anforderungen genehmi-
gungsfähig ist.  

Zu 2. Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und –leitungen 
Eine oberflächige Abführung von Niederschlagswasser durch Gräben ist im Bebauungsplan nicht vorgesehen, 
Brückenbauwerke sind nicht erforderlich. 
Die Verlegung von Leerrohren kann im Rahmen der Erschließungsplanung geprüft werden. Die Prüfung ist nicht 
Gegenstand der Bauleitplanung.  

Zu 3. Besondere Anforderungen an bauliche Anlagen 
Das Gewerbegebiet „Wolbersacker“ ist thematisch eingebettet in das das interkommunale Projekt „bio innovation 
park Rheinland“. Mit dem bio innovation park Rheinland in der Region Meckenheim und Rheinbach entsteht ein 
einzigartiger Kompetenz- und Präsentationsraum rund um die Grünen Technologien der Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft sowie des Obst- und Gartenbaus. Das Projekt beinhaltet verschiedene Forschungsvorhaben, u.a. wie 
durch eine intelligente und effiziente Nutzung von Ressourcen eine nachhaltige Entwicklung möglich wird. Dies 
soll sich auch in einer nachhaltigen Gewerbeflächen- und Gebäudeentwicklung sowie im Erscheinungsbild des 
Gewerbe- und Industriegebietes widerspiegeln. In der Regel entspricht die Containerbauweise diesen Anforde-
rungen nicht, da sie auf eine temporäre, zeitersparende und kostengünstige Lösung der Raumschaffung ausge-
legt ist. Aus diesem Grund wird als besondere Anforderung an baulichen Anlagen die Containerbauweise ausge-
schlossen. 
Eine rechtssichere Definition von Ausnahmen ist aufgrund der unterschiedlichen Einsatzzwecke und der großen 
Angebotsbandbreite nicht möglich. Wenn das Ziel dieser Festsetzung nicht berührt ist, kann jedoch in begründe-
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ten Fällen (z. B. innovative Technik) eine Befreiung von dieser Festsetzung erteilt werden. Auch dies ist im nach-
geordneten Genehmigungsverfahren zu prüfen. 

Zu 4. Merkblatt „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 
Das Merkblatt dient vorrangig dem Interessensausgleich zwischen den Anforderungen der Ver- und Entsor-
gungsunternehmen und der Grünflächenämter, wenn die Trassen für unterirdische Leitungen in den öffentlichen 
Verkehrsflächen ausgenutzt sind.  
Das Merkblatt liegt, ebenso wie genannte DIN-Vorschriften zur Einsichtnahme im während der Dienstzeiten Rat-
haus der Stadt Rheinbach aus. 

Die Hinweise der mit Schreiben vom 03.08.2017 eingegangenen Stellungnahme A 1.01 des Einwenders 1 
werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung, die Festsetzungen zu den Abstandsklassen zu streichen 
bzw. zu ändern, sowie den Ausschluss der Containerbauweise als Festsetzung zu den besonderen An-
forderungen an bauliche Anlagen zu streichen, wird nicht gefolgt. 
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A 1.02 Einwender 2 
Hier: Schreiben vom 04.08.2017 
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Beschlussentwurf zu A 1.02: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
A 1.02 wie folgt zu entscheiden: 

Etwa ein Drittel, rund 1,5 ha der genannten Plantagen-Fläche von 4.53 ha, sind bereits in dem seit dem 
8.12.1999 rechtsverbindlichen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach als gewerbliche Baufläche dargestellt 
und lassen so mit großer Wahrscheinlichkeit eine Bebaubarkeit erwarten. Mit einer baulichen Entwicklung – zu-
mindest für diese Teilfläche - hatte der Einwender bereits einige Zeit vor der im Zeitraum 2013 bis 2015 durchge-
führten Neuanlage der Plantage zu rechnen. Die darüber nach Süden hinausgehende Fläche (ca. 3 ha der vom 
Einwender genutzten Plantagenfläche) soll nun im Zuge der Erschließung des Gewerbegebietes „Wolbersacker“ 
kurz- bis mittelfristig ebenfalls als gewerbliche Baufläche entwickelt werden.  

Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging ein durch die städtische Wirt-
schaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept voraus, 
welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. Aufgrund 
der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 3 ha bau-
reife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusammenhän-
genden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient werden. 
Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was sich 
auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen Ent-
wicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Arbeits-
platzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen 
Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flächen im Sinne einer städtebaulich geordneten Ent-
wicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen 
Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 
17 ha) in die Planung einbezogen werden. 

Der Stadt Rheinbach ist bewusst, dass es sich bei diesen Flächen um Böden mit besonders hohen Bodenqualitä-
ten für eine landwirtschaftliche Nutzung handelt. Das überwiegende, zusammenhängende Ausbreitungsgebiet 
dieser Bodenklasse liegt östlich der Autobahn zwischen Flerzheim im Norden und Klein-Altendorf im Süden. Auf 
diesen Flächen haben der Obstanbau sowie die Nutzung durch Baumschulen einen hohen Stellenwert. Aufgrund 
der oben beschriebenen Wirtschaftsfaktoren wichtet die Stadt Rheinbach jedoch die siedlungsnahe gewerbliche 
Entwicklung der Flächen im Bereich „Wolbersacker“ in direkter Fortsetzung zu den vorhandenen Gewerbe- / 
Industriegebieten höher, als den Fortbestand der landwirtschaftlichen Nutzung auf der verbleibenden ca. 17 ha 
großen südlichen Teilfläche.  

Da diese Flächen jedoch erst nach einer erforderlichen Änderung des Regionalplanes baulich genutzt werden 
können, ist von einem Entwicklungshorizont von bis zu ca. 10 Jahren auszugehen. Somit hat der Einwender die 
Möglichkeit ca. 2/3 der Plantagenflächen zunächst weiterhin zu nutzen und die Flächendisposition neu auszurich-
ten, sodass sich aus der perspektivischen Inanspruchnahme der Plantagenflächen keine unmittelbare betriebli-
che Existenzgefährdung ergeben sollte.  
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Die Ausführungen der mit Schreiben vom  04.08.2017 eingegangenen Stellungnahme A 1.02 des Einwen-

ders 2 werden zur Kenntnis genommen. Die Stadt Rheinbach wichtet jedoch die siedlungsnahe gewerbli-

che Entwicklung der Flächen im Bereich „Wolbersacker“ in direkter Fortsetzung zu den vorhandenen 

Gewerbe- / Industriegebieten höher, als den Fortbestand der landwirtschaftlichen Nutzung auf der ver-

bleibenden ca. 17 ha großen südlichen Teilfläche. 
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Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB

B) Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs nachfolgen-
de Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, über die zu ent-
scheiden ist 

B 1.01 Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung, Bezirksregierung Düsseldorf, 

Postfach 30865, 40408 Düsseldorf 
Hier: Schreiben vom 04.04.2017
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Beschlussentwurf zu B 1.01 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 04.04.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.01 wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise in der Stellungnahme werden beachtet. 

Den Hinweisen der mit Schreiben vom 04.04.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.01 Bezirksregierung 
Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst wird gefolgt. Dazu werden im zeichnerischen Teil des Bebau-
ungsplans entsprechende Kennzeichnungen vorgenommen. Zusätzlich wird im textlichen Teil des Be-
bauungsplans unter Abschnitt C: „Hinweise“ auf die notwendige Antragstellung zur Kampfmitteluntersu-
chung sowie auf das Merkblatt für Baugrundeingriffe hingewiesen. 
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B 1.02 Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW, Postfach , 44025 

Dortmund
Hier: Schreiben vom 26.07.2017
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Beschlussentwurf zu B 1.02: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.02 wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise in der Stellungnahme werden beachtet.  

Den Hinweisen der mit Schreiben vom 26.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.02 der Bezirksregie-
rung Arnsberg, Abteilung 6, Bergbau und Energie in NRW, wird gefolgt. Unter Punkt 7 im Abschnitt C 
„Hinweise“ im textlichen Teil des Bebauungsplans werden die relevanten Hinweise der Stellungnahme 
mit aufgenommen. 
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B 1.03 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54- Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Zeughausstr. 2-

10, 50606 Köln 
Hier: Schreiben vom 09.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.03: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.03 wie folgt zu entscheiden:

Zu: Geplantes Wasserschutzgebiet Heimerzheim 

Die Bedenken des Dezernates 54 -Wasserwirtschaft, Gewässerschutz– der Bezirksregierung Köln bezogen auf 
die weitere Ausweisung von gewerblicher Bauflächen im direkten Anschluss an die bereits im Flächennutzungs-
plan dargestellte Flächen im Hinblick auf das geplante WSG Heimerzheim werden zur Kenntnis genommen. Der 
geplante Schutzbereich überlagert großflächig den Siedlungsbereich der Stadt Rheinbach einschließlich aller 
bestehender Gewerbegebiete und ausgewiesener Siedlungsentwicklungsflächen, sowie städtebaulich sinnvolle 
Arrondierungs- und Erweiterungsflächen für eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung. Die Verordnung befindet 
sich noch nicht im formellen Verfahren, jedoch wird die Stadt Rheinbach im Zuge eines solchen Verfahrens ihre 
Belange hinsichtlich der Gewährleistung eines dynamischen Bestandsschutzes und einer perspektivischen 
Stadtentwicklung geltend machen.  

Ziele dieser perspektivischen Stadtentwicklung sind u.a. in dem im Juni 2015 durch den Rat der Stadt Rheinbach 
als städtebauliches Konzept beschlossenen Gewerbeflächenkonzept der Stadt Rheinbach dargelegt. So ist der 
Standort Wolbersacker aufgrund seines Angebotes an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik beson-
ders geeignet, das in Rheinbach bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund 
der Lage zwischen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an 
die BAB 61 und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechni-
sche Anschlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In Fortentwicklung des bereits nördlich 
vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flächen im Sinne einer städtebaulich 
geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen sowie unter Berücksichtigung einer 
wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan südlich gelegenen landwirtschaftli-
chen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. 

Im Juli 2017 wurde eine Anfrage gemäß § 34 Landesplanungsgesetz an die Bezirksregierung Köln gestellt, mit 
dem Ergebnis, dass für die südlichen Erweiterungsflächen bis auf die verkehrliche Anbindung an die B 266 eine 
Änderung des Regionalplanes erforderlich ist. Die landesplanerische Anfrage wird überarbeitet und der Bezirks-
regierung zur erneuten Stellungnahme vorgelegt. Parallel wird in Abstimmung mit der Bezirksregierung das Ver-
fahren zur Änderung des Regionalplanes eingeleitet. Der Erweiterungsbereich wird erst in den gültigen Flächen-
nutzungsplan aufgenommen, wenn eine positive Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln vorliegt. Anschlie-
ßend kann dieser Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 59 Wolbersacker per Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Stadt Rheinbach rechtskräftig werden. 

Zu: Vorbeugender Gewässerschutz 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die von den Industrien freigesetzt werden könnten, wird entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben in den nachgeordneten Genehmigungsverfahren geregelt. Hierbei werden die 
Vorschriften zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen berücksichtigt. Somit wird ein potentielles Risiko für 
das Grundwasser und die Trinkwasserversorgung ausgeschlossen. 

Um die Grundwassergefährdung auch ohne gültige Wasserschutzgebietsverordnung zu minimieren wird vorsorg-
lich ein Hinweis auf das Wasserschutzgebiet der geplanten Wassergewinnungsanlage Heimerzheim und die 
daraus resultierenden Anforderungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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Für das Plangebiet wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt, um eine bestmögliche Ausnutzung der gewerblichen Bau-
flächen zu gewährleisten und somit die weiteren Ausweisungen von Gewerbe- und Industriegebieten im Stadtge-
biet von Rheinbach zu minimieren. Dem Bodengutachten zufolge besitzt der vorhandene Boden nur eine geringe 
Versickerungsfähigkeit. Daher wird das anfallende Niederschlagswasser in einem Retentionsbodenfilter gesam-
melt und anschließend über eine Drosselung dem Wasserkreislauf zugeführt.  

Mit diesen Maßnahmen wird der Eingriff in den Boden und in den Wasserhaushalt minimiert.  

Die Ausführungen der mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.03 der Bezirks-

regierung Köln, Dezernat 54, werden zur Kenntnis genommen. Im textlichen Teil des Bebauungsplan-

Entwurfs wird im Abschnitt C: „Hinweise“ auf das geplante Wasserschutzgebiet Heimerzheim hingewie-

sen. 
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B 1.04 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 

3, Fontaingraben 200, 53123 Bonn 
Hier: Schreiben vom 13.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.04 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.04 wie folgt zu entscheiden:  

Die zulässige Gesamthöhe von Gebäuden wird gemäß Festsetzungen maximal 22,00 m ohne Überbauten und 
25,00 m mit Überbauten betragen. Ferner kann es zu geringfügigen Überhöhungen durch die Anpassung an die 
vorhandene Topographie kommen. Eine Überschreitung von 30,00 m über Gelände ist nach derzeitiger Planung 
jedoch ausgeschlossen. Eine nochmalige Vorlage der Planunterlagen im Vorfeld der Erteilung einer Baugeneh-
migung ist daher nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.07.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.04 des Bundesamts für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.05 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Postfach 120161, 

53874 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 20.07.2017 
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4. Einfriedungen 
Die Darstellungen werden im textlichen Teil des Bebauungsplans im Abschnitt B: Bauordnungsrechtliche Fest-
setzungen mit übernommen. 

Im Plangebiet ist lediglich die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal ausnahmswei-
se zulässig. Für diese Nutzungen sind die möglicherweise erforderlichen Schallschutzmaßnahmen am Gebäude 
von jeweiligem Bauherrn nachzuweisen. Der Hinweis auf die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden 
rechtlichen Ansprüche gegenüber der Straßenbauverwaltung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder 
passiver Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet aufgrund von Lärmbelastungen der Bundesautobahn BAB 61, 
der Bundesstraße B 266 sowie der Landesstraße L 158 werden zur Kenntnis genommen.

Da keine Bebauungen direkt an den vorhandenen Straßen errichtet werden und die Mindestabstände zwischen 
der Straßenbegrenzungslinie und den Baugrenzen im Bebauungsplan mindestens 25,00 m betragen, ist ein 
zeichnerischer oder textlicher Hinweis auf die Verkehrsemissionen (Staub, Lärm, Abgase, Sprühfahnen und 
Spritzwasser bei Nässe) ausgehend von den plangebietsbegleitenden öffentlichen Verkehrsflächen aus Sicht der 
Stadt Rheinbach nicht notwendig. 

Den Hinweisen der mit Schreiben vom 20.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.05 des Landesbe-
triebs Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, hinsichtlich der Einhaltung der erforderlichen 
Richtlinien in Bezug auf die Bepflanzung sowie die Zulässigkeit und Ausgestaltung von Werbeanlagen, 
Fassadengestaltungen und Einfriedungen werden mittels Festsetzungen im Abschnitt B: „Bauordnungs-
rechtliche Festsetzungen“ sowie zusätzlich in Form von Hinweisen im Abschnitt C: „Hinweise“ berück-
sichtigt. Die weiteren Darstellungen und Anmerkungen werden zu Kenntnis genommen.  
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B 1.06 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Betriebssitz-Referat Betrieb und Verkehr, Abteilung Te-

lekommunikation, Bonner Str. 69, 51379 Leverkusen 
Hier: Schreiben vom 07.08.2017

Beschlussentwurf zu B 1.06 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.06 wie folgt zu entscheiden:  

Der Versorgungsweg wird per Festsetzung mittels Festsetzung von Öffentlichen Grünflächen gesichert. Daher ist 
das Fernmeldekabel in seinem Bestand gesichert und muss nicht verlegt werden. 

Der mit Schreiben vom 07.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.06 des Landesbetriebes Straßen-
bau NRW, Betriebssitz-Referat Betrieb und Verkehr, Abteilung Kommunikation wird gefolgt. Die bisher im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans gem. § 9 BauNVO als Industriegebiet (GI) festgesetzten Flächen 
des vorhandenen Unterhaltungs- und Wirtschaftsweges werden als öffentliche Grünflächen festgesetzt.  
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B 1.07 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld, Hansastraße 2, 47799 

Krefeld
Hier: Scheiben vom 09.08.2017
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Beschlussentwurf zu B 1.07: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.07 wie folgt zu entscheiden:

Im Abschnitt C: „Hinweise“ wird ein Hinweis auf § 9 Bundesfernstraßengesetz aufgenommen. Die Bereiche der 
Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen werden in den zeichnerischen Teilen der Bauleitpläne jeweils 
kenntlich gemacht. 

Die erforderlichen Einzelheiten hinsichtlich der Planung, des Baus und der Kostentragung hinsichtlich der erfor-
derlichen Ertüchtigung der Anschlussstellen BAB 61 / B 266 sollen im Anschluss an das Planverfahren im Rah-
men der notwendigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Straßenbaulastträger und 
der Stadt Rheinbach geregelt werden. 

Die verkehrlichen Belange sowie die notwendigen Um- und Ausbaumaßnahmen sowie die Verkehrssteuerungs-
maßnahmen werden mit der Regionalniederlassung Ville-Eifel im Anschluss an das Planverfahren abgestimmt. 

Es ist nicht vorgesehen, Schmutz- und Abwasser sowie sonstiges gesammeltes Wasser in die Eigentumsflächen 
der Straßenbauverwaltung einzuleiten, weder unmittelbar noch mittelbar. 

Im Plangebiet ist lediglich die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal ausnahmswei-
se zulässig. Für die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sind die möglicherweise 
erforderlichen Schallschutzmaßnahmen am Gebäude von jeweiligem Bauherrn nachzuweisen. Der Hinweis auf 
die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden rechtlichen Ansprüche gegenüber der Straßenbauverwal-
tung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder passiver Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet auf-
grund von verkehrlichen Lärmbelastungen sowie zusätzlich aufgrund von Schadstoffausbreitungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

Im Abschnitt B: Bauordnungsrechtliche Festsetzungen, Punkt 1: Werbeanlagen und Punkt 2: Fassadengestaltung 
werden Regelungen aufgenommen, mit denen Beeinträchtigungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs auf der Bundesautobahn BAB 61 sowie auf Landstraße L 158 und der Bundesstraße B 266 vermieden 
werden sollen. 

Die Ausführungen zu den Stellplätzen in der Anbauverbotszone werden zur Kenntnis genommen. Von Seiten der 
Stadt Rheinbach wird darauf hingewiesen, dass grundsätzlich Stellplätze und sonstigen baulichen Anlagen in den 
Anbauverbotszonen ausgeschlossen werden. Davon auftretende möglicherweise ausnahmsweise abweichende 
Regelungen obliegen der Zustimmungspflicht des zuständigen Straßenbaulastträgers 

Da bisher noch keine konkreten Planungen zum geplanten Ausbau der Bundesautobahn BAB 61 in diesem Be-
reich vorliegen, soll die Unterbringung von Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Anbauverbotszonen in modifi-
zierter Art aufrechterhalten werden. Dies ist rechtlich zulässig. Hierdurch soll u. a. dem Gebot des ortsnahen 
Ausgleichs, soweit möglich, entsprochen werden. Weiterhin wird mit der Unterbringung von Ausgleichsmaßnah-
men in diesem Bereich im Sinne des multifunktionalen Ausgleichsprinzips dem Gebot des möglichst sparsamen 
Umgangs mit dem Boden Rechnung getragen. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen stellen in Ihrer ökologi-
schen Ausgestaltung zudem eine Verbundfunktion mit der bereits vorhandenen Eingrünung entlang der Bunde-
sautobahn BAB 61 im Bereich der bestehenden Gewerbe- und Industriegebiete der Stadt Rheinbach dar. Die 
Ausgleichsmaßnahmen in diesem Bereich werden in Ihrer ökologischen Ausprägung mit den Pflanzgebotsflächen 
innerhalb der privaten Grundstücksflächen gemeinsam entwickelt. 

Der erforderliche Nachweis zur Kompensation des geplanten Eingriffs wurde zwischenzeitlich fachgerecht ermit-
telt und ist dem vorliegenden Landschaftspflegerischem Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 59 „Wolbersacker‘  
zu entnehmen. Entsprechend dem Ergebnis der Bilanzierung kann der geplante Eingriff mit den geplanten Aus-
gleichsmaßnahmen vollständig ausgeglichen werden. Die Verortung der externen Ausgleichsmaßnahmen ist 
ebenfalls dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag zu entnehmen. 
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Der mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.07 des Landesbetriebes Straßen-
bau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld, wird in Bezug auf die Herausstellung der Anbauverbots- und 
Anbaubeschränkungszonen sowie auf die Ausgestaltung von Werbeanlagen und Fassadengestaltungen 
gefolgt. Dazu werden die relevanten Inhalte der Hinweise im Beiblatt „Allgemeine Forderungen“ im 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplans mittels nachrichtlicher Übernahme sowie im textlichen Teil des 
Bebauungsplans durch die Aufnahme von Festsetzungen und Hinweisen in den Abschnitten B: „Örtliche 
Bauvorschriften“ und C: „Hinweise“ mit aufgenommen. Der Anregung zur Zurücknahme der geplanten 
Ausgleichsflächen in der Anbauverbotszone wird nicht gefolgt. Die weiteren Darstellungen und Hinweise 
werden zu Kenntnis genommen. 
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B 1.08 RWE Power AG, Stüttgenweg 2, 50935 Köln 
Hier: Schreiben vom 28.07.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.08: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.08 wie folgt zu entscheiden:  

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und der Umweltbericht zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 
„Wolbersacker“ wird um den Sachverhalt entsprechend ergänzt. 

Eine solche Bodenbeschaffenheit löst nicht zwingend eine Kennzeichnungspflicht in der Planzeichnung aus, 
darüber hinaus ist der Bereich in seiner Ausbreitung nicht genau abzugrenzen und damit räumlich unbestimmt. 
Daher wird von einer Kennzeichnung von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen ge-
gen äußere Einwirkungen erforderlich sind, in der Planzeichnung abgesehen. Der Umgang mit unterschiedlichen 
Baugrundverhältnissen ist in der Baupraxis üblich, wird auf der Grundlage von Baugrunduntersuchungen bei der 
Objektplanung berücksichtigt und ist beherrschbar. Die Herstellung der Standfestigkeit eines Gebäudes liegt 
ausschließlich im Verantwortungsbereich des Eigentümers.  

Die Hinweise der mit Schreiben vom 28.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.08 der RWE Power 

AG werden zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolber-

sacker“ wird um den Hinweis auf das Vorkommen humoser Böden ergänzt. Der Anregung, den Verbrei-

tungsbereich humoser Böden laut Bodenkarte NRW gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB in der Planzeichnung 

entsprechend zu kennzeichnen wird nicht gefolgt. 
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B 1.09 Erftverband, Abteilung Recht, Postfach 1320, 50103 Bergheim 
Hier: Schreiben vom 01.08.2017
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Beschlussentwurf zu B 1.09 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 01.08.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.09 wie folgt zu entscheiden: 

Die Planung zur Ableitung des Niederschlagswassers in den Morsbach erfolgt in enger Abstimmung mit dem 
Erftverband. Zur Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers ist ein Retentionsfilterbecken in Planung, das 
der Erftverband auf der Grundlage einer entsprechenden Verwaltungsvereinbarung mit der Stadt Rheinbach 
errichten, betreiben und unterhalten wird.  

Mit der bauleitplanerischen Ausweisung von Siedlungsflächen entsteht regelmäßig der Zielkonflikt zwischen na-
türlichem, verzögertem Niederschlagsabfluss und unverzögertem, teils direkten Abfluss in die Gewässer mit ein-
hergehenden hydraulischen Belastungen. Mit Hilfe des Retentionsfilters werden diese Auswirkungen reduziert. 
Nach den Berechnungen der Erftverband aquatec GmbH wird zukünftig in den Morsbach eine gewässerverträgli-
che Menge Niederschlagswasser eingeleitet. Die geforderten Nachweise des BWK Merkblattes M3 / M7 wurden 
von der Erftverband aquatec GmbH erbracht.  

Das Plangebiet liegt im natürlichen Einzugsgebiet des Eulenbaches. Für den Eulenbach wurde, aufgrund eines 
bestehenden Hochwasserrisikos  ein gesetzliches Überschwemmungsgebiet ausgewiesen. Durch die Ableitung 
der anfallenden Niederschlagswässer in das Einzugsgebiet des Morsbaches erfolgt eine Entlastung des Hoch-
wassergefährdeten Eulenbaches. 

Der natürlich anstehende Boden hat keine ausreichende Wasserdurchlässigkeit für eine Versickerung des auf 
den befestigten Flächen anfallenden Niederschlagswassers. Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Die Empfehlungen von Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung und -nutzung werden zur Kenntnis ge-
nommen und als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. In diesem Zusammenhang wird auch auf § 12 
Niederschlagswassergebühr der Satzung der Stadt Rheinbach zur Erhebung von Beiträgen und Gebühren sowie 
für den Ersatz von Aufwendungen (Beitrags- und Gebührenordnung) zur Abwasserbeseitigungssatzung der Stadt 
Rheinbach und der Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen vom 13.12.2013 hin-
gewiesen. Hiernach werden die abflusswirksamen Flächen von Gründächern, die zusammenhängend eine Flä-
che von mindestens 10 m² erreichen, zu 50 % angerechnet, wenn sie mit einer mindestens 6 cm starken, was-
serspeichernden Substratschicht versehen sind. Mit dieser Maßnahme wird die Minderung negativer wasserwirt-
schaftlicher Auswirkungen gefördert. 

Bei der Aufstellung  des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ wurde die Möglichkeit, erforderliche 
Ausgleichsmaßnahmen für den Eingriff in Natur- und Landschaft an die Gewässer zu lenken, geprüft. Im Ergeb-
nis zeigten sich die möglichen Maßnahmen an Gewässer als zu kleinteilig und zu aufwändig, um im Rahmen 
eines Gesamt-Kompensationskonzeptes sinnvoll umgesetzt werden zu können. 

Die Hinweise und Empfehlungen der mit Schreiben vom 01.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.09 

des Erftverband, Abteilung Recht, werden zur Kenntnis genommen. Die Darstellung der hydraulischen 

Gewässerentlastung wird im Umweltbericht dahingehend modifiziert, dass durch den Retentionsbodenfil-

ter die hydraulischen Auswirkungen reduziert werden. Empfehlungen zur Rückhaltung und Bewirtschaf-

tung von Niederschlagswasser werden als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.  
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B 1.10 Rhein - Sieg - Kreis Referat Wirtschaftsförderung und Strategische Kreisentwicklung, 

Postfach 1128. 53348 Rheinbach 
Hier: Schreiben vom: 14.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.10: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.08.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.10 wie folgt zu entscheiden:  

Zu: Bodenschutz 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind ca. 70 % der Flächen des Plangebiets bereits 
als gewerbliche Bauflächen dargestellt. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche 
Ziel der Gemeinde aus, den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. 
Gemäß den Ergebnissen des städtischen Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes, Stand 04 / 2015, sollen auf-
grund der Lagegunst gewerblich-industrielle Nutzungen in Verarbeitung und Produktion sowie in Logistik und 
Konfektionierung angesiedelt werden. Voraussetzung hierfür sind größere zusammenhängende Flächen sowie 
eine leistungsfähige und konfliktarme verkehrliche Anbindung an den regionalen und überregionalen Verkehr. 
Das Plangebiet kann aufgrund der Lage im Nahbereich der Anschlussstelle Rheinbach unmittelbar an die BAB 61 
angebunden werden. So können nutzungsspezifisch optimale verkehrliche Voraussetzungen geschaffen werden, 
um den entstehenden Ziel- und Quellverkehr direkt in das Plangebiet hinein-, bzw. hinauszuführen, ohne die 
innerstädtischen Verkehrsverhältnisse zu beeinträchtigen.  
Die hinzutretenden 30 % gewerblicher Bauflächen im Südwesten, welche bisher als landwirtschaftliche Fläche 
dargestellt sind, sollen die räumlich-funktionale und nutzungsspezifische Arrondierung der gewerblichen Entwick-
lung in diesem Bereich entlang der Bundesstraße B 266 bilden. Die Flächen können aufgrund der Lage an die 
geplante interne Verkehrsführung mit Anschluss an die Bundesstraße B 266 und die Landesstraße L 158 unmit-
telbar angebunden werden.  
Ein Ersatzstandort für die hinzutretenden Flächen erscheint aus städtebaulicher Sicht wenig sinnvoll, da dieser, 
losgelöst vom übrigen Siedlungskörper, lediglich zwischen der Kernstadt Rheinbachs und dem Teilort Rheinbach-
Womersdorf räumlich und verkehrlich vertretbar wäre. Ein Ersatzstandort in anderer räumlicher Lage zum Sied-
lungskörper der Rheinbacher Kernstadt ist nicht vertretbar, da hierdurch die verkehrlichen Verhältnisse unzumut-
bar beeinträchtigt würden. Durch eine separate räumliche Anordnung wäre zudem eine verkehrliche und funktio-
nale Verknüpfung mit dem Gewerbegürtel nicht möglich. Weiterhin wäre eine vollständige Neuerschließung für 
diese Teilflächen einschließlich einer weiteren Anbindung an die Landesstrasse L 471 außerhalb geschlossener 
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Ortschaften erforderlich. Darüber hinaus würde unter raumordnerischen Gesichtspunkten die inselhafte Ansied-
lung gewerblicher Flächen zu einer nicht beabsichtigten Zersiedelung der Landschaft führen. Dies entspricht nicht 
der langfristigen städtebaulichen Planung der Stadt Rheinbach. 
Im Bereich zwischen der Kernstadt Rheinbachs und dem Teilort Rheinbach-Womersdorf herrschen die gleichen 
bzw. ähnlichen Bodenverhältnisse wie im Plangebiet. Der qualitative Verlust an Boden wäre demnach vergleich-
bar. Zudem sind neben den Festsetzungen des Landschaftsplans Nr. 4 Meckenheim-Rheinbach-Swisttal die 
Windverhältnisse mit der Hauptwindrichtung Süd-Südwest hinsichtlich möglicher gewerblicher Emissionen zu 
berücksichtigen.  
Der Eingriff in das Schutzgut Boden wurde im Rahmen der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ermittelt. Im 
Sinne des geplanten multifunktionalen Ausgleichsprinzips wird der Eingriff in das Schutzgut Boden mit berück-
sichtigt. Ein darüber hinausgehender bodenschutzrechtlicher Ausgleich ist gemäß den gesetzlichen Bestimmun-
gen nicht erforderlich. In diesem Zusammenhang wird auch die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein - Westfalen vom 08.08.2017 zum Bebauungsplan Nr. 59 Wolbersacker zitiert: 
"Für die Berechnung des Kompensationsflächenbedarfs regen wir die Anwendung der "Numerischen Bewertung 
von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008" des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucher-
schutz (LANUV) als anerkanntes Verfahren nach dem aktuellen Stand an. Dies bestätigt auch der Einführungser-
lass zum Landschaftsgesetz für Eingriffe durch Straßenbauvorhaben (ELES). 
Darüber hinaus ist unseres Erachtens aufgrund der Zielsetzung in § 1 BNatSchG kein weiterer Kompensations-
bedarf für einen Eingriff in das Schutzgut Boden erforderlich. So wird in § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG ausdrücklich 
der Erhalt des Bodens und seiner Funktionen im Naturhaushalt zum Gesetzeswerk erhoben und findet in allen 
einschlägigen Verfahren zur Berechnung des Ausgleichs- und Kompensationsbedarfs Berücksichtigung. Für eine 
zusätzliche Kompensation des Eingriffs in das Schutzgut Boden fehlt u.E. die Rechtsgrundlage. 
In diesem Zusammenhang regen wir an, bei den zu planenden Ausgleichsmaßnahmen Maßnahmen zu wählen, 
die Multifunktionalität gewährleisten, um den begrenzenden Faktor Boden zu schützen." 

zu: Landschaftsplan und Artenschutz: Kenntnisnahme 

Im weiteren Verfahren wurde der landschaftspflegerische Fachbeitrag einschließlich der Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung erstellt. Zudem wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrag der Stufe II erstellt. Die Fachbei-
träge sind Bestandteil der Offenlage. Aus dem Ergebnis der Fachbeiträge geht hervor, dass der geplante ökolo-
gische Eingriff vollständig ausgeglichen werden kann und das Planvorhaben aus artenschutzrechtlicher Sicht 
heraus als zulässig zu bewerten ist. 

zu: Kompensations - Ausgleichsmaßnahmen 

Die Flächen sollen als öffentliche Grünflächen festgesetzt und der dauerhaften Eingrünung des Plangebiets die-
nen. Sofern sich langfristig die Notwendigkeit einer Hinzunahme der als öffentliche Grünflächen festgesetzten 
Flächen zum Zwecke der Ausweisung zusätzlicher gewerblicher Bauflächen ergeben sollte, werden die Eingriffe 
entsprechend bilanziert und fachgerecht in geeigneter Art und im erforderlichen Umfang ausgeglichen. Ziel der 
Planung ist jedoch der Anlage einer vollständigen, dauerhaften und ökologisch wertvollen Eingrünung des Plan-
gebiets. Diese Planungsabsicht schlägt sich auch im Entwurf zur Änderung des Flächennutzungsplans nieder. 
Die Planung zu Anlage von plangebietsinternen ökologischen Ausgleichmaßnahmen wird daher aufrechterhalten.  

Die Unterbringung von Ausgleichsmaßnahmen in diesem Bereich soll in modifizierter Art aufrechterhalten wer-
den. Die vorliegend geplante Ausgleichsmaßnahme stellt in Ihrer ökologischen Ausgestaltung eine Weiterführung 
der Pflanzflächen des Pflanzgebotes PG 9 dar und soll somit eine Verbundfunktion mit den südlich angrenzenden 
geplanten Pflanzflächen sowie der bereits vorhandenen Eingrünung entlang der Bundesautobahn BAB 61 über-
nehmen. Gleichzeitig soll mit dieser Maßnahme eine Aufwertung des Ortseingangs in diesem Bereich erreicht 
werden. 
Der erforderliche Nachweis zur Kompensation des geplanten Eingriffs wurde zwischenzeitlich fachgerecht ermit-
telt und ist dem vorliegenden Landschaftspflegerischem Fachbeitrag  zur 18. Flächennutzungsplanänderung und 
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zum Bebauungsplan Nr. 59 „Wolbersacker‘  zu entnehmen. Entsprechend dem Ergebnis der Bilanzierung kann 
der geplante Eingriff mit den geplanten Ausgleichsmaßnahmen vollständig ausgeglichen werden.  

zu: ÖPNV 

Auf planungsrechtlicher Ebene ist eine Abstimmung mit dem Rhein-Sieg-Kreis (Fachbereich Mobilität und Ver-
kehr) nicht erforderlich. Im Rahmen des Planverfahrens soll zunächst daher keine vertiefte Abstimmung erfolgen. 
Im Anschluss an das Planverfahren sollen jedoch Gespräche mit dem zuständigen Fachbereich des Rhein-Sieg-
Kreises aufgenommen werden, um langfristig eine Anbindung des Gebiets an den ÖPNV zu ermöglichen. 

zu: Erneuerbare Energien  

Im Bebauungsplan erfolgen keine Festsetzungen, die eine Einschränkung hinsichtlich der Möglichkeiten zur 
dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom bewirken. Zudem wird dem jeweiligen Grundstückseigentümer 
größtmögliche Planungsfreiheit hinsichtlich der jeweiligen Gebäudeausrichtung und Dachform gewährt. Hierdurch 
werden im Bereich der privaten Grundstücksflächen geeignete planungsrechtliche Voraussetzungen für eine, in 
energetischer Hinsicht, optimierte Anordnung und Ausrichtung der möglichen Bebauung geschaffen. Der mögli-
che Einsatz erneuerbarer Energien zur dezentralen Erzeugung von Wärme und Strom wird soweit wie möglich 
gefördert (z.B. die Möglichkeit der Überschreitung der maximalen Gebäudehöhen).Insofern wurde den Belangen 
zum Einsatz erneuerbarer Energien sowie zur energieeffizienten Ausrichtung möglicher Baumaßnahmen auf 
planungsrechtlicher Ebene im Rahmen des anstehenden Verfahrens ausreichend Rechnung getragen. Mit den 
für Neubauten einzuhaltenden Vorschriften der derzeit anzuwendenen EnEV werden darüber hinaus auf der 
bauwerksbezogenen Ebene weitere Anforderungen an die Energieeffizienz und den anteiligen Einsatz 
regenerativer Energien formuliert. 

Zu: Planzeichnung 

Die Fläche zum „Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern, und sonstigen Bepflanzungen" mit der Zweckbestimmung 
„PG9" entlang der BAB 61 wird gleichzeitig als Industriegebiet festgesetzt, da sie so bei der Ermittlung der zuläs-
sigen GRZ im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens mit herangezogen werden kann. Somit wird ein sparsamer 
Umgang mit dem Grund und Boden erreicht, da keine weiteren privaten Grundstücksflächen zur Unterbringung 
des entsiegelten Flächenanteils je Grundstück (20 % gem. § 17 BauNVO) herangezogen werden müssen. Mit 
dieser Art der Festsetzung kann so die Anordnung der unversiegelten Flächen je Grundstück unter Berücksichti-
gung städtebaulicher Leitgedanken feingesteuert und konzentriert werden. Auf diesen Flächen soll gemäß der 
städtebaulichen Planung der Grüngürtel entlang der BAB 61 analog zu den bereits bestehenden Industriegebie-
ten im Norden weiterentwickelt werden. Mit der Festsetzung als Industriegebiet wird demnach dennoch die tat-
sächliche Nutzung als Fläche zur Eingrünung gem. den Festsetzungen des Pflanzgebots PG 9 Rechnung getra-
gen.  

zu: textliche Festsetzungen 

Die Anregung wird berücksichtigt. Die Pflanzlisten werden entsprechend angepasst. 

Die Anregungen und Erläuterungen der Stellungnahme B 1.10 des Rhein-Sieg-Kreises vom 14.08.2017 
werden zur Kenntnis genommen. Hierüber ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.11 Stadt Meckenheim, FB 61 Stadtplanung/ Liegenschaften, Siebengebirgsring 4, 53340 Me-

ckenheim 
Hier: Schreiben vom 07.08.2017
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Beschlussentwurf zu B 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.11 wie folgt zu entscheiden:

Zu: Anpassung an die Ziele der Landesplanung 
Die regionalplanerischen Rahmenbedingungen sind der Stadt Rheinbach bekannt. Ebenso wie die Stadt Me-
ckenheim weist die Stadt Rheinbach einen, auf der Grundlage des Berechnungsverfahren der Regionalpla-
nungsbehörde ermittelten Bedarfsüberschuss bezogen auf die endogen Flächenbedarfe auf. Das zitierte Gewer-
beflächenkonzept des Rhein-Sieg-Kreises legt jedoch auch dar, dass die zugrundeliegende Berechnungsmetho-
de die unbestrittenen regionalen Zusatzbedarfe an gewerblich-industriellen Bauflächen nicht ausreichend berück-
sichtigt. Hinzu kommt, dass durch ein Defizit an erschlossenen Gewerbeflächen die Nachfrage im Zuge der dy-
namischen Entwicklung der letzten 5 Jahre nicht mehr mit geeigneten Bauflächen bedient werden konnte. So 
liegen der Stadt Rheinbach Anfragen für ca. 30 ha Gewerbe-und Industrieflächen vor, die in den erschlossenen 
Gewerbegebieten nicht mehr abgebildet werden können und auf die in Planung befindlichen Flächen verwiesen 
werden. Primäres Ziel ist es, die Betriebe und Fachkräfte in der Region zu halten und zu binden. Das Gewerbe-
flächenkonzept des Rhein-Sieg-Kreises zeigt, dass der westliche Rhein-Sieg-Kreis Potentiale aufweist, um eine 
maßgebliche Funktion in der regionalen Bedarfsdeckung übernehmen zu können. 

Anfang Oktober wurde in einem Erörterungsgespräch mit der Bezirksregierung Köln das weitere Vorgehen abge-
stimmt. Auch die Regionalplanungsbehörde erkennt die regionalen Zwänge. Sie zielt auf eine regional abge-
stimmte Bedarfsermittlung (Rhein-Sieg-Kreis mit Bundesstadt Bonn) und auf interkommunale Kooperationen ab.  

Die Stadt Rheinbach wird ausgehend von diesem Gespräch für die südlichen Flächen des geplanten Gewerbe-
gebietes Wolbersacker, die derzeit nicht als Flächen für gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) im Regional-
plan dargestellt sind, eine Änderung des Regionalplanes beantragen. Die Anfrage gem. § 34 LPlG wird sinnge-
mäß überarbeitet und die 18. Änderung des Flächennutzungsplanes und der Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 
werden entsprechend modifiziert. 
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Zu: Zulässigkeit von Einzelhandel – Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche benachbarter Kommunen 

Ausgehend von dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Rheinbach, Stand 22.06.2015, soll in Gewer-
begebieten der Einzelhandel grundsätzlich ausgeschlossen werden, um vornehmlich das produzierende Gewer-
be zu stärken. Im Einzelfall können Abweichungen von den Zielsetzungen des Einzelhandelskonzepts aus sach-
lichen Gründen berechtigt sein. 

Gemäß der oben genannten Zielsetzung, werden im Gewerbe- und Industriegebiet Einzelhandelsbetriebe und 
sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher grundsätzlich ausgeschlos-
sen. 

Im Gewerbegebiet wird diese Festsetzung dahingehend modifiziert, dass Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen 
für den Verkauf an letzte Verbraucher zulässig sind, wenn das angebotene Sortiment aus eigener Herstellung 
stammt und der Betrieb aufgrund der von ihm ausgehenden Emissionen typischerweise nur in einem Gewerbe-
gebiet zulässig ist. Die Verkaufsflächen müssen dem Hauptbetrieb, d.h. der Produktion, räumlich zugeordnet und 
im betrieblichen Zusammenhang errichtet werden. Diese Öffnungsklausel zielt auf Betriebe, für die im Stadtgebiet 
von Rheinbach aufgrund ihrer Emissionen keine alternativen Ansiedlungsflächen zur Verfügung stehen.  

Mit der nun eindeutigen Beschränkung des Sortiments auf die ortsgebundene Produktion und der emissionsbe-
dingten Zuweisung in das Gewerbegebiet wird deutlich, dass von diesen Betrieben keine negativen Auswirkun-
gen auf zentren- und nahversorgungsrelevante Verkaufsflächen der Stadt Rheinbach und auf zentrale Versor-
gungsbereiche benachbarter Kommunen zu erwarten sind.  

Da im Bebauungsplan Nr. 59 Wolbersacker keine sonstigen Sondergebiete gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO festge-
setzt werden, sondern Gewerbegebiete gemäß § 8 BauNVO und Industriegebiete gemäß § 9 BauNVO kann der 
Darstellung von großflächigem Einzelhandel mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten nicht ge-
folgt werden. 

Die Ausführungen der Verwaltung zu den Hinweisen der Stadt Meckenheim werden zur Kenntnis ge-

nommen.

Die Anfrage gem. § 34 LPlG wird überarbeitet, die Darstellungen der Flächennutzungsplan-Änderung und 

die Flächenausweisungen im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ werden dahingehend 

geändert, dass die zusätzlichen Flächenausweisungen erst mit der erfolgten Regionalplanänderung ihre 

rechtsverbindliche Wirkung entfalten und bestimmungsgemäß genutzt werden können. 

Die Festsetzung:  

„Im gesamten Plangebiet sind Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe (ohne eigenständige Pro-
duktion) mit Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher gemäß § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch sowie 
gemäß § 1 Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO nicht zulässig, wenn das angebotene Kernsortiment ganz oder teilweise 
den zentrenrelevanten oder nahversorgungsrelevanten Sortimenten der Rheinbacher Sortimentsliste (siehe An-
lage 1) zuzuordnen ist.“ 

wird gestrichen und durch die Festsetzung: 

„In allen Gewerbegebieten GE 1.1, GE 1.2, GE 2 und GE 3 sind gemäß § 1 Abs. 5 und 8 BauNVO Einzelhan-
delsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher nicht 
zulässig. 

Abweichend von der vorstehenden Regelung sind in den Gewerbegebieten GE 1.1, GE 1.2, GE 2 und GE 3 ge-
mäß § 31 Abs. 1 BauGB Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher zulässig, 
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wenn das angebotene Sortiment aus eigener Herstellung stammt, der Betrieb aufgrund der von ihm ausgehen-
den Emissionen typischerweise nur in einem Gewerbegebiet zulässig ist, die Verkaufsflächen dem Hauptbetrieb 
räumlich zugeordnet sind und im betrieblichen Zusammenhang errichtet werden. 

Im Industriegebiet GI sind gemäß § 1 Abs  5 und 9 BauNVO Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetrie-
be mit Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher nicht zulässig.“ 

ersetzt. 
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B 1.12 LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 129,129a und 133, 

53155 Bonn 
Hier: Schreiben vom 31.07.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.12: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 31.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.12 wie folgt zu entscheiden: 

Ausgehend von der Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange wurden mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege zwei Abstimmungsgespräche über die 
konkrete Vorgehensweise im weiteren Verfahren geführt. 
Zurzeit stellt sich die Befundlage im Plangebiet wie folgt dar: 

- im Nordosten gibt es eine klare Befunderwartung 
- im Nordwesten liegen Teilkenntnisse vor 
- im Süden ist die Befundlage nicht hinreichend bekannt. 

Festzuhalten ist, dass das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege keinen Erhaltungsvorbehalt geltend macht und 
somit keine Bedenken gegen den Vollzug des Bebauungsplanes vorbringt. 
Zusammengefasst wurden im Ergebnis mit dem LVR-Amt die nachfolgend genannte Vorgehensweise und daraus 
abgeleitete Maßnahmen abgestimmt: 

- Im bereits untersuchten nordöstlichen Bereich werden in den Bereichen in denen Aufschüttungen vor-
genommen werden, Befunde nur im Planum dokumentiert und nicht weiter ausgegraben. In den Berei-
chen, in denen Abgrabungen vorgenommen werden, werden nach Vorgabe des LVR-Amtes Sondie-
rungsgräben aufgezogen. Auftretende Befunde werden untersucht, dokumentiert und ggf. geborgen. Mit 
den Arbeiten wird eine archäologische Fachfirma betraut und zeitnah begonnen. 

- Im nordwestlichen Bereich besteht Untersuchungsbedarf in Bereichen der römischen Straße, der Krö-
nungsstraße und der Bodenrinne (Kolluvian) im Verschneidungsbereich der Flurbezeichnung „Über der 
Steinernen Brücke“. 

- Im Süden, wo noch keine Prospektion durchgeführt wurde, sollen in den Bereichen der Erschließungs-
straßen baubegleitend Suchschnitte durchgeführt werden. Abhängig von der Befundlage wird für diesen 
Bereich das weitere Vorgehen abgestimmt. 

Die Ausführungen der Verwaltung zu den im Nachgang zur frühzeitigen Beteiligung durchgeführten Ab-
stimmungsgesprächen mit dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland werden zur Kenntnis 
genommen. 

Der Umweltbericht wird um den Sachverhalt der Abstimmungsgespräche ergänzt. In Abhängigkeit bereits 
vorliegender Untersuchungsergebnisse wird der Umweltbericht bis zum Satzungsbeschluss fortge-
schrieben. 

Unabhängig von diesem Verfahren wird in den Bebauungsplan ein allgemeiner Hinweis über das Verhal-
ten beim Entdecken von archäologischen Funden und Befunden aufgenommen. 
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B 1.13 e.regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 
Hier: Schreiben vom 26.07.2017 

Beschlussentwurf  zu B 1.13: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.13 wie folgt zu entscheiden:  

Dem Hinweis in der Stellungnahme B 1.13 der e-regio GmbH & Co. KG für die Verlegung von Versor-
gungsleitungen, die mit dem Schreiben vom 26.07.2017 eingegangen ist, wird gefolgt. Der Schutzstreifen 
der Leitungstrasse wird durch die Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes im Bebauungsplan 
Nr. 59 entsprechend gesichert. Die weiteren Hinweise der Stellungnahme in Bezug auf Baumstandorte / 
Bepflanzungen werden zur Kenntnis genommen und in den Festsetzungen für den Bereich der Leitungs-
trasse mit berücksichtigt. 

Anlage 3



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

Seite 57 von 92

B 1.14a Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln 
Hier: Schreiben vom 08.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.14a: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.14a wie folgt zu entscheiden:  

Zu 1. Bereich

Die Darstellungen des rechtsgültigen Flächennutzungsplans bilden das Ergebnis der Genehmigungslage durch 
die Bezirksregierung Köln als zuständige Genehmigungsbehörde  für die vorbereitende Bauleitplanung ab. Die 
Darstellungen der gewerblichen Bauflächen sowie der umgebenden Grünflächen sind daher als aus den überge-
ordneten Planungen heraus entwickelbar anzusehen. Die südlich daran anschließenden Flächen sind als land-
wirtschaftliche Flächen dargestellt. Damit wird die Art der Nutzung dieser Flächen vollumfänglich definiert. Dar-
stellungen darüber hinausgehender landwirtschaftlich zu nutzender Schutzstreifen sind auf der Ebene des Flä-
chennutzungsplans nicht bekannt, da der Flächennutzungsplan als Instrument der vorbereitenden Bauleitplanung 
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ausschließlich die Nutzungszuordnung der Flächen regelt. Weitere Nutzungen, die die landwirtschaftliche Nut-
zung der Flächen derzeit beeinträchtigen könnten, werden durch die Darstellungen des rechtsgültigen Flächen-
nutzungsplans ausgeschlossen. Im Zuge der geplanten Erschließung und Bebauung des Plangebiets werden die 
vorhandenen landwirtschaftlichen Nutzungen, soweit möglich, mit berücksichtigt. Die Erschließung und Bebau-
ung soll dabei in mehreren Bauabschnitten, von Norden nach Süden verlaufend, erfolgen. Die südlich gelegenen 
Flächen, die mit einer hohen Bodengüte ausgestattet sind, sollen dementsprechend erst mittelfristig in Anspruch 
genommen werden.  

Zu 2. und 3. Bereich

Die Darstellungen hinsichtlich einer Flächenreserve von mindestens 37, 5 ha entsprechen nicht der Realsituation. 
Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging ein durch die städtische Wirt-
schaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept voraus, 
welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. Aufgrund 
der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 3 ha bau-
reife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusammenhän-
genden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient werden. 
Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was sich 
auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen Ent-
wicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Arbeits-
platzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen 
Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flächen im Sinne einer städtebaulich geordneten Ent-
wicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen 
Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 
17 ha) in die Planung einbezogen werden.  

Die Stadt Rheinbach befindet ist hinsichtlich der Bemessungsgrundlage und genauen Bedarfsermittlung weiterhin 
in Abstimmung mit der zuständigen Bezirksregierung Köln. Für die zur gewerblichen Entwicklung vorgesehenen 
Flächen, die derzeit im Regionalplan nicht als GIB-Flächen erfasst sind, kann erst nach In-Kraft-Treten der dafür 
erforderlichen Regionalplanänderung der Charakter der Rechtskraft erreicht werden. Dem Anpassungsgebot 
gem. § 1(4) BauGB wird somit ausreichend Rechnung getragen. Im Zuge des weiteren Planverfahrens sollen 
hinsichtlich der vorgebrachten Bedenken der Landwirtschaftskammer unter Berücksichtigung der erst kürzlich 
vorliegenden ersten Abstimmungsergebnisse mit der Bezirksregierung Köln Gespräche mit aufgenommen wer-
den. 

Die weiteren Darstellungen werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.08.2017 ein-
gegangene Stellungnahme B 1.14a der Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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B 1.14b Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln 
Hier: Schreiben vom 08.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.14b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.14b wie folgt zu entscheiden:  

Die Stadt Rheinbach verweist auf die Darstellungen zur Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein - 
Westfalen zur 18. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheinbach.  

Bodenschutz

Die Berechnung des Kompensationsflächenbedarfs wird auf Grundlage der "Nummerischen Bewertung von Bio-
toptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008" des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
(LANUV) als anerkanntes Verfahren nach dem aktuellen Stand angewandt. Die Stadt Rheinbach stimmt den 
Darstellung der Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen zum Kompensationsbedarf für den Eingriff in das 
Schutzgut Boden zu, insbesondere zur Darlegung der fehlenden Rechtsgrundlage. 
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multifunktionaler Ausgleich

Die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen wurden im weiteren Verfahren auf Grundlage des landschaftspflegeri-
schen Fachbeitrages und der Artenschutzprüfung konkretisiert. Im Rahmen der Offenlage können diese Unterla-
gen eingesehen werden. Hierbei wird der multifunktionale Ausgleich zur Schonung der Landwirtschaft favorisiert.  

Staubentwicklung 

Bei den Staubentwicklungen, die durch die anstehenden Bauarbeiten entstehen, handelt es sich um temporäre 
Beeinträchtigungen, die allein schon durch die Vorgaben im Arbeitsschutz minimiert werden. Gleiches gilt für den 
die anschließende gewerbliche oder industrielle Nutzung. Darüber hinaus ist bereits zum derzeitigen Stand eine 
mögliche Staub- und Feinstaubbelastung durch die umgebenden öffentlichen Verkehrsflächen zu berücksichti-
gen, in Folge dessen verringerte Ernteergebnissen mögliche sind.  

Luftführung 

Die Durchlüftung ist heute schon insbesondere in Bodennähe durch die vorhandenen städtebaulichen Strukturen 
und den Autobahndamm der BAB 61 stark eingeschränkt. Durch die geplanten Trassen der Erschließungsstra-
ßen mit ihren großzügigen Ausbauquerschnitten sollen jedoch weitere Einschränkungen minimiert werden.  

Schattenwurf 

Die Flächen sollen als Gewerbe- und Industriegebiet in einzelnen aufeinander folgenden Bauabschnitten reali-
siert werden. Im Rahmen der Planaufstellung wurden die Gebäudehöhen als Bestandteil der Festsetzungen zum 
Maß der baulichen Nutzung unter städtebaulichen Gesichtspunkten entwickelt. Da die Flächen langfristig der o. 
g. Nutzung zugeführt werden sollen, kann aus planungsrechtlicher Sicht dem Vorrang der notwendigen Ab-
standsregelung von Gebäuden zum Obstbaumbestand nicht gefolgt werden. Da die Entwicklung des Plangebie-
tes jedoch bauabschnittsorientiert von Norden nach Süden geplant ist, dürfte das Thema der Verschattung bei 
der weiteren Betrachtung vernachlässigt werden können. 

Landwirtschaftliche Belange 

Die Stadt Rheinbach hat in Bezug auf die Standortentscheidung nicht nur alle wirtschaftlichen (hierzu zählen 
auch die landwirtschaftlichen Belange), privaten und öffentlichen Belange für das Plangebiet gegeneinander 
abgewogen, sondern darüber hinaus im Besonderen auch mögliche Synergien und Einsparungseffekte in Bezug 
auf die geplanten und vorhanden Infrastrukturen mit berücksichtigt. Die Standortentscheidung zur Entwicklung 
dieses vorbelasteten Bereiches wurde dabei unter Berücksichtigung der bereits vorhandenen verkehrlichen regi-
onalen und überregionalen Erschließung und dem funktionalen Anschluss an die Gewerbeflächen im nördlichen 
und westlichen Bereich von Rheinbach getroffen. Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wol-
bersacker“ ging dabei ein durch die städtische Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauf-
tragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept voraus, welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als 
städtebauliches Konzept beschlossen wurde. Aufgrund der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt 
Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 3 ha baureife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen 
Bauflächen, insbesondere an größeren zusammenhängenden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit 
aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient werden. Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 
2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was sich auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der 
Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen Entwicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert 
einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Arbeitsplatzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen 
Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die 
Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren 
zusammenhängenden Flächen mit geringem Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, 
Großhandel und ausgesuchter Logistik“ besonders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produkti-
ven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwischen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Mög-
lichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten 
die Flächen eine hohe verkehrstechnische Anschlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In 
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Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flä-
chen im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen 
sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan 
südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. 

Der zu erbringende ökologische und artenschutzrechtliche Ausgleich erfolgt neben weiteren Maßnahmen inner-
halb des Plangebiets größtenteils auf Grundlage externer Maßnahmen. Hierbei sollen u.a. intensiv genutzte 
landwirtschaftliche Flächen in eine artenreiche Mähwiese umgewandelt werden. Ziel dieser Maßnahme ist die 
Förderung von selten gewordenen, lebensraumtypischen Grünland-Biotopkomplexen, die Förderung der Vielfalt 
heimischer Tier- und Pflanzenarten sowie die Förderung von Nahrungs-, Brut- und Deckungsmöglichkeiten. Zu-
dem soll ein Beitrag zum abiotischen Ressourcenschutz von Boden und Wasser und zur Erhaltung und Anreiche-
rung des Landschaftsbildes erbracht werden. Diese Ziele sind dem Ziel der Sicherung der Ernährungsfürsorge 
gegenüberzustellen und in die Abwägung einzubringen. Dabei werden die o.g. ökologischen Zielsetzungen in der 
Abwägung höher gewichtet. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen dabei in Ihrer Ausgestaltung und 
Bewertung den gesetzlichen Bestimmungen. 

Den Darstellungen hinsichtlich des Bodenschutzes und zum multifunktionalen Ausgleich der mit Schrei-
ben vom 08.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.14b der Landwirtschaftskammer Nordrhein - 
Westfalen wird gefolgt. Die weiteren Darstellungen werden zur Kenntnis genommen. Hierüber ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.15 Rheinischer Landwirtschafts-Verband e.V., Frankfurter Straße 61a, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 08.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.15: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.15 wie folgt zu entscheiden: 

Die Darstellungen des rechtsgültigen Flächennutzungsplans bilden das Ergebnis der Genehmigungslage durch 
die Bezirksregierung Köln als zuständige Genehmigungsbehörde  für die vorbereitende Bauleitplanung ab. Die 
Darstellungen der gewerblichen Bauflächen sowie der umgebenden Grünflächen und der sich daran anschlie-
ßenden landwirtschaftlichen Flächen sind daher als aus den übergeordneten Planungen heraus entwickelbar 
anzusehen.  

Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging ein durch die städtische Wirt-
schaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept voraus, 
welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. Aufgrund 
der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 3 ha bau-
reife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusammenhän-
genden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient werden. 
Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was sich 
auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen Ent-
wicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Arbeits-
platzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen 
Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flächen im Sinne einer städtebaulich geordneten Ent-
wicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen 
Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 
17 ha) in die Planung einbezogen werden. 

Die Stadt Rheinbach befindet ist hinsichtlich der Bemessungsgrundlage und genauen Bedarfsermittlung in Bezug 
auf die Inanspruchnahme der in Rede stehenden landwirtschaftlichen Flächen innerhalb des Plangebiets in Ab-
stimmung mit der zuständigen Bezirksregierung Köln. Für diese zur gewerblichen Entwicklung vorgesehenen 
Flächen, die derzeit im Regionalplan nicht als GIB-Flächen erfasst sind, kann erst nach In-Kraft-Treten der dafür 
erforderlichen Regionalplanänderung der Charakter der Rechtskraft erreicht werden. Dem Anpassungsgebot 
gem. § 1(4) BauGB wird somit ausreichend Rechnung getragen. 

Die Erschließung und Bebauung des Plangebiets soll in mehreren Bauabschnitten, von Norden nach Süden 
verlaufend, erfolgen. Die südlich gelegenen Flächen, die mit einer hohen Bodengüte ausgestattet sind, sollen 
dementsprechend erst mittelfristig in Anspruch genommen werden.  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.15 des Rheinischen Landwirtschafts - Verband e.V.  ist keine Beschlussfassung er-
forderlich. 
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B 1.16 Naturpark Rheinland, Willy-Brandt-Platz 1, 50126 Bergheim 
Hier: Schreiben vom 08.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B. 1.16: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.16 wie folgt zu entscheiden: 

Erholungsfunktion / Verlärmung 

Die Bestandsaufnahme und Bewertung im landschaftspflegerischen Fachbeitrag kommt zu dem Ergebnis, dass 
die Erholungsfunktion im Plangebiet aufgrund seiner intensiven Nutzung mit den damit verbundenen Lärm- und 
Schadstoffimmissionen insgesamt als eher untergeordnet einzustufen ist. Insbesondere die verkehrlichen Emis-
sionen der das Plangebiet vollständig umgebenden öffentlichen Verkehrsflächen der BAB 61, B 266 und der L 
158 wirken derzeit stark beeinträchtigend auf die Erholungsfunktion ein. Der, den Ergebnissen des Verkehrsgut-
achtens und der schalltechnischen Untersuchung demgegenüber zu erwartende deutlich untergeordnete planbe-
dingte zusätzliche Verkehrslärm sowie der temporär zu wertende Baulärm wird voraussichtlich eher untergeord-
nete zusätzliche Beeinträchtigungen auf die vorhandenen Siedlungs- und Freiflächen sowie auf die überregionale 
Wanderroute auslösen. Insofern ist eine planbedingte zusätzliche wesentliche Beeinträchtigung der vorhandenen 
Qualität der Erholungsfunktion nicht zu erwarten. 
Landschaftsbild  

Gemäß dem Ergebnis der Bestandsaufnahme und Bewertung im landschaftspflegerischen Fachbeitrag wird 
durch die geplante Bebauung der landwirtschaftlich geprägte Charakter des Gebietes grundsätzlich verändert 
und baulich überformt. Da der Landschaftsraum jedoch nahezu eben und der betroffene Bereich durch die vor-
handenen umgebenden Gehölzbestände weitgehend sichtgeschützt ist, wird die geplante Bebauung keine größe-
re Fernwirkung auslösen, jedoch den vorhandenen Charakter des Ortes verändern. Im näheren Umfeld des 
Plangebietes werden die Gebäude optische Veränderungen mit sich bringen. Zur Eingliederung der baulichen 
Anlagen in das Orts- und Landschaftsbild werden umfangreiche Pflanzmaßnahmen innerhalb des Plangebietes 
und insbesondere entlang der Randbereiche des Plangebiets festgesetzt. Auf Grundlage der geplanten randli-
chen Eingrünung soll die geplante bauliche Entwicklung von Seiten der öffentlichen Verkehrsflächen langfristig 
weniger wahrnehmbar werden. So sollen die Auswirkungen auf das Landschaftsbild minimiert werden. 

Offenlandarten

Die Belange der Offenlandarten wurden durch die Artenschutzprüfung der Stufe II untersucht, die mit Blick auf die 
planungsrelevanten Arten zu folgenden Ergebnissen kam: 
Im Plangebiet und seiner Umgebung wurden mindestens 8 Fledermausarten als Arten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie nachgewiesen, die hier allerdings keine Quartiere aufsuchen, sondern die vorhandenen Randstrukturen 
als Flugkorridore und zur Nahrungssuche nutzen. Da diese Randstrukturen vorhabenbedingt erhalten bleiben 
und sogar teilweise erweitert werden, entstehen für Fledermäuse keine artenschutzrechtlichen Konflikte. 
Weitere Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie kommen im Vorhabengebiet und seiner Umgebung nicht vor. 
Von den im Betrachtungsraum festgestellten planungsrelevanten Vogelarten brüten die Arten Feldlerche, Turm-
falke und Bluthänfling im Plangebiet. Da der Brutplatz des Bluthänflings in den östlichen Randgehölzen des Ge-
biets nachgewiesen wurde und hier keine Eingriffe erfolgen, kann für diese Art eine artenschutzrechtliche Betrof-
fenheit ausgeschlossen werden. 
Die nachgewiesenen Revierzentren der Feldlerche werden dagegen vorhabenbedingt verlorengehen. Insgesamt 
6 Reviere der Art befinden sich im Plangebiet. Neben Maßnahmen zur Vermeidung einer direkten Gefährdung 
von Individuen und ihren Entwicklungsstadien (durch eine Flächeninanspruchnahme außerhalb der Brutzeit) sind 
Maßnahmen vorzusehen, um der Art einen geeigneten Ausweichlebensraum zu schaffen und so dafür Sorge zu 
tragen, dass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang erhal-
ten bleibt. Mindestens 3 ha Fläche in der offenen Agrarlandschaft sind für die Feldlerche als Acker- oder Luzer-
nebrachen oder als Wildkrauteinsaaten zu gestalten, um in dem betreffenden Raum für eine Dichtesteigerung der 
Art zu sorgen und so die entstehenden Revierverluste auszugleichen. Geeignete Flächen befinden sich im Be-
reich der Stadt Rheinbach, der Gemeinde Swisttal sowie im Rhein-Erft-Kreis bei Liblar. 
Zudem verliert der Turmfalke vorhabenbedingt einen Brutplatz in einer Scheune im Plangebiet. Auch dieser Brut-
platz ist durch Anbringen von Nisthilfen (insgesamt 3 Stück) für die Art an geeigneten Stellen auszugleichen. 
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Unter Beachtung der vorgesehenen Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen ist nicht mit 
artenschutzrechtlich relevanten Beeinträchtigungen durch das Vorhaben zu rechnen.  
Die vollständige Artenschutzprüfung ist Bestandteil der Unterlagen zur Offenlage des Bebauungsplans Rhein-
bach Nr. 59 „Wolbersacker“ und der 18. Flächennutzungsplanänderung für den Bereich „Wolbersacker“.  

In Bezug auf die Flächeninanspruchnahme wird auf den Sachverhalt verwiesen, dass im rechtsgültigen Flächen-
nutzungsplan der Stadt Rheinbach bereits ca. 70 % der Flächen des Plangebiets als gewerbliche Bauflächen 
dargestellt sind. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche Ziel der Gemeinde aus, 
den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. Der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging ein durch die städtische Wirtschaftsförderungs- und 
Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept voraus, welches am 
22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. Gemäß den Ergeb-
nissen des städtischen Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes sollen aufgrund der Lagegunst gewerblich-
industrielle Nutzungen in Verarbeitung und Produktion sowie in Logistik und Konfektionierung angesiedelt wer-
den. Voraussetzung hierfür sind größere zusammenhängende Flächen sowie eine leistungsfähige und konflikt-
arme verkehrliche Anbindung an den regionalen und überregionalen Verkehr. Die Nachfrage an gewerblichen 
Bauflächen, insbesondere an größeren zusammenhängenden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit 
aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient werden. Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 
2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was sich auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der 
Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen Entwicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert 
einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Arbeitsplatzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen 
Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die 
Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Die hinzutretenden 30 % gewerblicher Bauflächen im Südwesten, welche 
bisher als landwirtschaftliche Fläche dargestellt sind, sollen unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Er-
schließung die räumlich-funktionale und nutzungsspezifische Arrondierung der gewerblichen Entwicklung in die-
sem Bereich entlang der Bundesstraße B 266 bilden. 

Der zu erbringende ökologische und artenschutzrechtliche Ausgleich erfolgt neben weiteren Maßnahmen inner-
halb des Plangebiets größtenteils auf Grundlage externer Maßnahmen. Hierbei sollen u.a. intensiv genutzte 
landwirtschaftliche Flächen in eine artenreiche Mähwiese umgewandelt werden. Ziel dieser Maßnahme ist die 
Förderung von selten gewordenen, lebensraumtypischen Grünland-Biotopkomplexen, die Förderung der Vielfalt 
heimischer Tier- und Pflanzenarten sowie die Förderung von Nahrungs-, Brut- und Deckungsmöglichkeiten. Zu-
dem soll ein Beitrag zum abiotischen Ressourcenschutz von Boden und Wasser und zur Erhaltung und Anreiche-
rung des Landschaftsbildes erbracht werden. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen dabei in Ihrer 
Ausgestaltung und Bewertung den gesetzlichen Bestimmungen

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 08.08.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.16 des Naturparks Rheinland ist keine Beschlussfassung erforderlich.
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B 1.17 Bund für Umweltschutz und Naturschutz Deutschland LV NW e.V., Krahforst 6, 53359 

Rheinbach 
Hier: Schreiben vom 09.08.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.17: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.17 wie folgt zu entscheiden: 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind ca. 70 % der Flächen des Plangebiets bereits 
als gewerbliche Bauflächen dargestellt. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche 
Ziel der Gemeinde aus, den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. 
Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging dabei ein durch die städtische 
Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept 
voraus, welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. 
Aufgrund der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 
3 ha baureife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusam-
menhängenden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient 
werden. Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was 
sich auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen 
Entwicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Ar-
beitsplatzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. So können u.a. auch nutzungsspezifisch optimale 
verkehrliche Voraussetzungen geschaffen werden, um den entstehenden Ziel- und Quellverkehr direkt in das 
Plangebiet hinein-, bzw. hinauszuführen, ohne die innerstädtischen Verkehrsverhältnisse zu beeinträchtigen.  
In Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die 
Flächen im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen 
sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan 
südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. Aufgrund der v g. 
Beweggründe soll die geplante Änderung des Flächennutzungsplans in der vorliegenden Form aufrechterhalten 
werden.  
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Die Stadt Rheinbach befindet ist hinsichtlich der Inanspruchnahme der in Rede stehenden landwirtschaftlichen 
Flächen innerhalb des Plangebiets in Abstimmung mit der zuständigen Bezirksregierung Köln. Für diese zur 
gewerblichen Entwicklung vorgesehenen Flächen, die derzeit im Regionalplan nicht als GIB-Flächen erfasst sind, 
kann erst nach In-Kraft-Treten der dafür erforderlichen Regionalplanänderung der Charakter der Rechtskraft 
erreicht werden. Dem Anpassungsgebot gem. § 1(4) BauGB wird somit ausreichend Rechnung getragen. Die 
Erschließung und Bebauung des Plangebiets soll unabhängig davon in mehreren Bauabschnitten, von Norden 
nach Süden verlaufend, erfolgen. Die südlich gelegenen Flächen, die mit einer hohen Bodengüte ausgestattet 
sind, sollen dementsprechend erst mittelfristig in Anspruch genommen werden.  

Der zu erbringende ökologische und artenschutzrechtliche Ausgleich erfolgt neben weiteren Maßnahmen inner-
halb des Plangebiets größtenteils auf Grundlage externer Maßnahmen. Hierbei sollen u.a. intensiv genutzte 
landwirtschaftliche Flächen in eine artenreiche Mähwiese umgewandelt werden. Ziel dieser Maßnahme ist die 
Förderung von selten gewordenen, lebensraumtypischen Grünland-Biotopkomplexen, die Förderung der Vielfalt 
heimischer Tier- und Pflanzenarten sowie die Förderung von Nahrungs-, Brut- und Deckungsmöglichkeiten. Zu-
dem soll ein Beitrag zum abiotischen Ressourcenschutz von Boden und Wasser und zur Erhaltung und Anreiche-
rung des Landschaftsbildes erbracht werden. Die Konzeption zu den internen und externen ökologischen und 
artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen kann dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag sowie der arten-
schutzrechtlichen Untersuchung Stufe II entnommen werden, welche Bestandteil der Unterlagen der öffentlichen 
Auslegung sind. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen dabei in Ihrer Ausgestaltung und Bewertung 
den gesetzlichen Bestimmungen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.17 des Bund für Umweltschutz und Naturschutz Deutschland LV NW e.V. ist keine 
Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.18 Wasser- und Bodenverband Rheinland 
Hier: Schreiben vom 27.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.18 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 27.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.18 wie folgt zu entscheiden: 

zu Absatz 1 
Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind ca. 70 % der Flächen des Plangebiets bereits 
als gewerbliche Bauflächen dargestellt. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche 
Ziel der Gemeinde aus, den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. 
Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging dabei ein durch die städtische 
Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept 
voraus, welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. 
Aufgrund der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 
3 ha baureife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusam-
menhängenden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient 
werden. Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was 
sich auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen 
Entwicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Ar-
beitsplatzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. So können u.a. auch nutzungsspezifisch optimale 
verkehrliche Voraussetzungen geschaffen werden, um den entstehenden Ziel- und Quellverkehr direkt in das 
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Plangebiet hinein-, bzw. hinauszuführen, ohne die innerstädtischen Verkehrsverhältnisse zu beeinträchtigen. In 
Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flä-
chen im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen 
sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan 
südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. Aufgrund der v g. 
nutzungsspezifischen und verkehrlichen Eignung dieser Flächen werden die geplante Änderung des Flächennut-
zungsplans sowie die Aufstellung des Bebauungsplans in der vorliegenden Form angestrebt.  

zu Absatz 2 
Die Parzelle 10 liegt südlich der Parzelle 11 und ist dargestellt. Die Reihenfolge von Norden nach Süden ist Par-
zelle 91 (Retentionsbodenfilter), anschließend Parzelle 11, dann Parzelle 10. 

Die Bedenken und der Hinweis werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 27.07.2017 
eingegangene Stellungnahme B 1.18 des Wasser- und Bodenverband Rheinland ist keine Beschlussfas-
sung erforderlich.
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B 1.19 Westnetz GmbH, Neue Jülicher Straße 60, 52353 Düren 
Hier: Schreiben vom 11.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.19: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.19 wie folgt zu entscheiden: 

Im gesamten Bereich der GE und GI - Flächen ist die Aufstellung von notwendigen Versorgungsanlagen wie z. B. 
Trafostationen möglich. Um bei der zukünftigen Entwicklung die größtmögliche Variabilität zu behalten, soll auf 
die Verortung einer separaten Fläche für eine Trafostation verzichtet werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.19 der Westnetz GmbH ist keine Beschlussfassung nötig. 
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B 1.20 RSAG AöR, 53719 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 17.07.2017 
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Beschluss zu B 1.20: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 17.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.20 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die im Schreiben vom 17.07.2017 angeforderten verkehrlichen Ausbaubreiten 
werden durch die vorliegende Planung eingehalten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 17.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.20 der RSAG AöR ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.21 Bezirksregierung Köln, Dezernates 52, Zeughausstraße 2, 50667 Köln 
Hier: Schreiben vom: 06.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.21 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Belange des Dezernates 52 „Abfall und Bodenschutz“ sind nicht betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.21 der Bezirksregierung Köln ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.22 Polizeipräsidium Bonn, Verkehrsplanung, Königswintererstraße 500, 53227 Bonn-

Ramersdorf
Hier: Schreiben vom 14.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.22: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.22 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.22 der Polizei NRW ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.23 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 
Hier: Schreiben vom 18.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.23 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.23 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.25 Airdata AG, Dieselstr. 18, 70771 Leinfelden-Echterdingen 
Hier: Schreiben vom 06.07.2017 

Beschlussentwurf zu B. 1.25: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.25 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.25 der AIRDATA AG ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.26 Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 4419 Dortmund 
Hier: Schreiben vom 11.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.26: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.26 wie folgt zu entscheiden: 

Im Rahmen des Planverfahrens wurden die zuständigen Unternehmen hinsichtlich weiterer Versorgungsleitungen 
mit beteiligt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.07.2017 eingegangene 

Stellungnahme B 1.26 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.27 Pledoc GmbH, Postfach 120255, 45312 Essen 
Hier: Schreiben vom 11.07.2017
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Beschlussentwurf zu 1.27: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.27 wie folgt zu entscheiden: 

Die für den Eingriff erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen wurden im weiteren Verfahren auf Grundlage der Ein-
griffs- und Ausgleichsbilanzierung im landschaftspflegerischen Fachbeitrag sowie der Artenschutzprüfung ermit-
telt. Im Rahmen der Offenlage können diese Unterlagen eingesehen werden. Der Anregung zur Beteiligung im 
weiteren Verfahren wird gefolgt.  

Das Unternehmen wird im weiteren Verfahren mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
11.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.27 der Pledoc GmbH werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.28 Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Godorfer Hauptstraße 186, 50997 

Köln
Hier: Schreiben vom 26.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.28: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.28 wie folgt zu entscheiden: 

Der Hinweis zu den Ausgleichsmaßnahmen wird zur Kenntnis genommen. Der Anregung zur Beteiligung im wei-
teren Verfahren wird gefolgt.  

Das Unternehmen wird im weiteren Verfahren mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
26.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.28 der Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH 
werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.29 Vodafone GmbH, D2-Park, 40878 Ratingen 
Hier: Schreiben vom 31.07.2017

Beschluss zu B 1.29: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 31.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.29 wie folgt zu entscheiden: 

Der Hinweis über den Verlauf der NGN-Trasse im Osten wird zur Kenntnis genommen. Über die mit 
Schreiben vom 31.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 1.29 der Vodafone GmbH ist keine Beschluss-
fassung erforderlich. 
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B 1.30 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 102028, 34020 Kassel 
Hier: Schreiben vom 26.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.30: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 26.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.30 wie folgt zu entscheiden: 

Der Anregung zur Beteiligung im weiteren Verfahren wird gefolgt.  

Das Unternehmen wird im weiteren Verfahren mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
26.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.30 der Unitymedia NRW GmbH werden zur Kenntnis ge-
nommen.
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B 1.31a Netcologne GmbH 
Hier: Schreiben vom: 24.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.31a: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 24.07.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.31a wie folgt zu entscheiden: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 24.07.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.31a der Netcologne GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.31b Netcologne GmbH 
Hier: Schreiben vom: 02.11.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.31b: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 02.11.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.31b wie folgt zu entscheiden: 

Das Unternehmen wurde hinsichtlich der genannten Hinweise über die mangelnde Vorlage einer qualifizierten 
Leitungsauskunft gemäß der ursprünglichen Stellungnahme Nr. 1.31a im derzeitigen Verfahren mit Schreiben 
vom 30.10.2017 wiederholt beteiligt. Entsprechend dem Ergebnis der vorliegenden Leitungsauskunft mit Schrei-
ben vom 02.11.2017 bestehen hinsichtlich des Unternehmens keine Bedenken. In Anbetracht des Verfahrens-
standes und der unabhängig davon zeitlich befristeten Aussage des Unternehmens zum Vorhandensein mögli-
cher Versorgungsleitungen soll das Unternehmen im weiteren Verfahren mit beteiligt werden. 

Das Unternehmen wird im weiteren Verfahren mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
02.11.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.31b der Netcologne GmbH werden zur Kenntnis genom-
men.
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B 1.32 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorferstr. 216, 01169 Dresden 
Hier: Schreiben vom 28.07.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.32: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 28.07.2017 eingegangene Stellungnahme 
wie folgt zu entscheiden: 

In Anbetracht des Verfahrensstandes und der unabhängig davon zeitlich befristeten Aussage des Unternehmens 
zum Vorhandensein möglicher Versorgungsleitungen soll das Unternehmen im weiteren Verfahren mit beteiligt 
werden. 

Das Unternehmen wird im weiteren Verfahren mit beteiligt. Die sonstigen Darstellungen der am 
28.07.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.32 der Tele Columbus Betriebs GmbH werden zur Kenntnis 
genommen.

Anlage 3



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

Seite 91 von 92

B 1.33 Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Rheinstr. 15, 14513 Teltow 
Hier: Schreiben vom 09.08.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.33: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.33 wie folgt zu entscheiden: 

Die Veränderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans ist nicht vorgese-
hen. Eine erneute Beteiligung des Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens soll dennoch vorge-
nommen werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.33 der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG ist keine Beschlussfassung erforder-
lich.
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B 1.34 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG, Rheinstr.15, 14513 Teltow für E-Plus Service 

GmbH, Kriegerstraße 1D, 30161 Hannover 
Hier: Schreiben vom 09.08.2017 

Beschlussentwurf zu B 1.34: 
Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.34 wie folgt zu entscheiden: 

Die Veränderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans ist nicht vorgese-
hen. Eine erneute Beteiligung des Unternehmens im Zuge des Bebauungsplanverfahrens soll dennoch vorge-
nommen werden. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.34 der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG ist keine Beschlussfassung erforder-
lich.
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